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Antrag   
der AfD-Fraktion 

„Antifaschistische Aktion“ (Antifa) verbieten! 

Der Landtag stellt fest: 

1. Unter der Selbstbezeichnung „Antifa“ treten sowohl im Land Brandenburg wie auch 
bundesweit gewaltorientierte, militante Gruppierungen auf. Sie setzen unter anderem 
auf Konfrontation, Einschüchterung und auch strafrechtlich relevante Gewaltaus-
übung. 

2. Diese Gruppierungen verfügen über organisierte Strukturen, die über spontane Aktivi-
täten hinausgehen. So ist das Auftreten der „Antifa“ geprägt durch wiederkehrende 
Kampagnen, abgestimmte Mobilisierungen, gemeinsame Symbolik (z. B. Fahnenlogo, 
Parolen wie „ACAB“) oder Rechtshilfe- und Finanzierungsnetzwerke.  

3. Die Gefahren, die vom Linksextremismus ausgehen, stellen heute nach den Gefahren 
durch islamistischen Terrorismus eine der größten Bedrohungen für die zivile Gesell-
schaft, für demokratische Parteien sowie den Staat und seine Institutionen dar.  

4. Linksextremismus und mit ihm der militante sogenannte Antifaschismus müssen mit 
derselben Konsequenz bekämpft werden wie andere Formen des Extremismus. Poli-
tische Gewalt darf niemals ein legitimes Mittel der Auseinandersetzung sein. 

Der Landtag möge beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert: 

1. sich auf allen Ebenen und mit sämtlichen zur Verfügung stehenden Mitteln dafür ein-
zusetzen, dass die sogenannte Antifaschistische Aktion (Antifa) einschließlich aller Un-
tergruppen und deren Kennzeichen bundesweit verboten wird.  

2. die sogenannte Antifaschistische Aktion (Antifa) einschließlich aller Untergruppen und 
deren Kennzeichen im Land Brandenburg zu verbieten, soweit sich deren erkennbare 
Organisation und Tätigkeit ausschließlich auf das Gebiet des Landes Brandenburg er-
strecken.  
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Begründung: 

Der Rechtsstaat hat sich gegen jede Form politischer Gewalt zu verteidigen; dies gilt insbe-
sondere für solche Gruppierungen, die Gewalt, Einschüchterung und Angriffe als Mittel der 
politischen Auseinandersetzung wählen und sich selbst als „Antifa“ bezeichnen.  

Das Gewaltpotenzial und auch die Gewaltausübung der sogenannten Antifa-Gruppen ha-
ben sich im Bereich der linksextremistischen Straftaten von 4 248 im Jahr 2023 auf 5 857 
im Jahr 2024 erhöht.1  

Am 6. Oktober 2025 fand ein verheerender Brandanschlag auf das Jagdschloss der Fürstin 
Gloria von Thurn und Taxis in Thiergarten nahe Regensburg statt, welches nach einem Be-
kennerschreiben auf dem linksextremistischen Internetportal „Indymedia“ von der sog. An-
tifa (dem selbsternannten Antifa-Kommando Georg Elser) begangen worden ist.2  

Anlässlich von AfD-Parteitagen auf Bundes- sowie Landesebene werden durch die sog. An-
tifa Gewalttaten gegen Politiker verübt.3 

Die überwiegende Mehrheit der Linksextremisten arbeitet unter dem Oberbegriff der soge-
nannten Antifaschistischen Aktion (Antifa) unter Verwendung des Antifa-Zeichens als Er-
kennungszeichen für Linksextreme, Linksterroristen und andere Demokratiegegner. So-
lange die sogenannte Antifa nicht als verfassungswidrige Organisation verboten wird, ist 
das Verwenden des Antifa-Zeichens nicht strafbar im Sinne des § 86a Strafgesetzbuch. So 
steht im sogenannten Antifa-Symbol die schwarze Fahne für den autonomen Anarchismus 
und die rote Fahne für Sozialismus als Vorstufe zum Kommunismus.4  

Das übergeordnete Ziel der „Antifa“ im Sinne des autonomen „Antifaschismus“ bzw. des 
linksextremistischen Aktionsfelds „Antifaschismus“ ist dabei die Überwindung des „Kapita-
lismus“ und zwar nicht durch politische Reformen, sondern durch einen Umsturz der bishe-
rigen Staats- und Gesellschaftsordnung. Der „Antifaschismus“ im linksextremistischen Sinn 
richtet sich also gerade nicht nur gegen als solche ausgemachte oder tatsächliche Rechts-
extremisten, sondern immer gegen den Staat und seine freiheitliche demokratische Grund-
ordnung, welche kontinuierlich ausgehöhlt werden soll.5  

 
1 Vgl. Übersicht zu linksextremistischen Straftaten, https://www.verfassungsschutz.de/DE/themen/linksextre-
mismus/zahlen-und-fakten/zahlen-und-fakten_node.html, abgerufen am 13.10.2025.  
2 Vgl. Junge Freiheit zu „Polizei prüft Antifa-Bekennerschreiben zu Brandanschlag auf Fürstin Glorias Jagd-
schloß“, https://jungefreiheit.de/politik/deutschland/2025/antifa-bekennt-sich-zu-brandanschlag-auf-fuerstin-
glorias-jagdschloss/, abgerufen am 13.10.2025 u. Bild-Online v. 10.10.2025 zu „Wir haben das Jagdschloss 
von  Thurn und Taxis abgebrannt“, https://www.bild.de/regional/bayern/bekennerschreiben-fuer-abgebrann-
tes-jagdschloss-von-thurn-und-taxis-68e8e1e32401d9f443e81922, abgerufen am 13.10.2025.  
3 Vgl. Welt-Online v. 15.01.2025 zu „Gefährliche Körperverletzung – Polizei ermittelt nach Anzeige von Bran-
denburger AfD-Fraktionschef“, https://www.welt.de/politik/deutschland/article255127710/Gefaehrliche-Koer-
perverletzung-Polizei-ermittelt-nach-Anzeige-von-Brandenburger-AfD-Fraktionschef.html, abgerufen am 
13.10.2025. 
4 Vgl. Webseite des Verfassungsschutzes zu „Die ‚Antifaschistische Aktion‘“, https://www.verfassungs-
schutz.de/SharedDocs/hintergruende/DE/linksextremismus/die-antifa-antifaschistischer-kampf-im-linksextre-
mismus.html, abgerufen am 13.10.2025.  
5 Vgl. Webseite des Verfassungsschutzes zu „Die ‚Antifa‘: Antifaschistischer Kampf im Linksextremismus – 
Gefahr für die freiheitliche demokratische Grundordnung“, https://www.verfassungsschutz.de/Shared-
Docs/hintergruende/DE/linksextremismus/die-antifa-antifaschistischer-kampf-im-linksextremismus.html, ab-
gerufen am 13.10.2025.  
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Linksextremisten wollen die bestehende Staats- und Gesellschaftsordnung und damit die 
freiheitliche demokratische Grundordnung beseitigen. An deren Stelle soll ein kommunisti-
sches System bzw. eine „herrschaftsfreie“, anarchistische Gesellschaft treten – je nach ide-
ologischer Ausrichtung mit dem Sozialismus als Übergangsphase. „Antifaschismus“, „Anti-
repression“, „Antimilitarismus“, „Antigentrifizierung“ oder der vorgebliche „Kampf für das 
Klima“ sind dabei anlassbezogen relevante, letztlich aber austauschbare Aktionsfelder, die 
immer nur der Umsetzung der eigenen ideologischen Zielsetzung dienen. Um diese zu er-
reichen, sind Linksextremisten grundsätzlich auch bereit, Gewalt einzusetzen.6 

Ein seit der Gründung der Bundesrepublik Deutschland beispielloses Ausmaß an kollektiver 
Gewalt durch Linksextremisten zeigte sich u. a. im Zusammenhang mit dem G20-Gipfel in 
Hamburg 2017. Mehrere Tage lang wüteten gewaltbereite Linksextremisten in der Stadt, 
setzten Fahrzeuge in Brand, raubten Geschäfte aus und verletzten über 500 Polizeibeamte 
mitunter schwer, alles unter dem Deckmantel der sogenannten Antifaschistischen Aktion. 
Die Polizei hat im Anschluss an die linke Gewaltorgie mehr als 2 000 Ermittlungsverfahren 
eingeleitet. An der Spitze der Deliktfelder standen dabei Fälle von Sachbeschädigung (575), 
gefährlicher Körperverletzung (330) und Landfriedensbruch (303). Es folgten besonders 
schwere Fälle von Landfriedensbruch (126) und Brandstiftung (123). In 45 Fällen ging es 
um Widerstand gegen Polizeibeamte.7  

Die von Linksextremen der sogenannten Antifa herbeigeführten Gewaltexzesse im Rahmen 
des G20-Gipfels im Jahr 2017 haben nicht zu einem maßgeblichen Umdenken bei den ent-
sprechenden Akteuren geführt. Sie verfolgen ihre politischen Ziele nach wie vor nicht mit 
demokratischen und rechtmäßigen Mitteln.  

Auch in den Folgejahren ist ein erheblicher Anstieg der Gewalttaten der Linksextremisten 
festzustellen. So wurden u. a. Anfang Januar 2021 in Braunschweig zehn Transportfahr-
zeuge und ein Anhänger auf dem Gelände der Landesaufnahmebehörde (LAB) Niedersa-
chen durch Linksextremisten in Brand gesetzt. Der damalige niedersächsische SPD-Innen-
minister Pistorius sprach von einer starken Radikalisierung der linksextremistischen Szene, 
die sich zu einer terroristischen Struktur entwickelt habe.8  

Außerdem gab es im Jahr 2021 neben dem Anschlag in Braunschweig weitere terroristische 
Angriffe in Hannover, in Thüringen und sogar noch in der Silvesternacht in Leipzig, wobei 
sieben Geländewagen der Bundeswehr in Brand gesetzt wurden.9 

 
6 Vgl. Verfassungsschutzbericht Bund 2024, S. 140, https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/down-
loads/DE/publikationen/themen/sicherheit/BMI25029-vsb2024.pdf?__blob=publicationFile&v=5, abgerufen 
am 13.10.2025. 
7 Vgl. Spiegel-Online v. 28.07.2017 zu „Polizei verfolgt wegen G20 mehr als 2000 Straftaten“, 
https://www.spiegel.de/panorama/justiz/krawalle-in-hamburg-polizei-verfolgt-wegen-g20-mehr-als-2000-straf-
taten-a-1164855.html, abgerufen am 13.10.2025. 
8 Vgl. goslarische.de v. 11.01.2021 zu „Brandanschlag auf LAB in Braunschweig, https://www.goslar-
sche.de/lokales/region_artikel,-brandanschlag-auf-lab-in-braunschweig-_arid,1542268.html, abgerufen am 
13.10.2025.  
9 Vgl. Tagesspiegel-Online v. 11.01.21 zu „Seit Silvester vier Anschläge mit Brandsätzen und Sprengstoff“, 
https://www.tagesspiegel.de/politik/linksextreme-gewalt-eskaliert-seit-silvester-vier-anschlaege-mit-
brandsaetzen-und-sprengstoff/26787282.html, abgerufen am 13.10.2025. 
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Die Täter als autonome Linksextremisten treten unter der Selbstbezeichnung „Antifaschisti-
sche Aktion“, kurz „Antifa“, sowie unter Verwendung von Abzeichen und Flaggen mit einem 
entsprechenden Schriftzug in Erscheinung. Mitglieder diverser „Antifa“-Gruppierungen be-
gehen bundesweit fortgesetzt Straftaten und bekämpfen die verfassungsmäßige Ordnung. 
In diesem Zusammenhang weist die „Antifa“ bundesweit agierende gemeinsame Organisa-
tionstrukturen und „Tätigkeitsfelder“ auf, die z. B. über die bereits verbotene Internetplatt-
form „linksunten.indymedia“ und Nachfolgeportale agieren.  

Das Beispiel der sogenannten Hammerbande zeigt, dass Akteure unter dem Namen „Antifa“ 
Gewalttaten durch Szenario- und Gruppentrainings vorbereitet, feste Rollenverteilungen 
eingeübt und überregionale Treffen organisiert haben. Das Oberlandesgericht Dresden qua-
lifizierte die Gruppierung 2023 daher als kriminelle Vereinigung nach § 129 StGB, der Bun-
desgerichtshof hat dieses Urteil 2025 bestätigt.  

Durch die sogenannte Antifa-Gruppierung und insbesondere die gewaltbereiten autonomen 
Gruppen werden bei Angriffen auf Polizisten, Polizeireviere und politische Gegner schwere 
und sogar lebensbedrohliche Verletzungen von Personen in Kauf genommen und damit 
kontinuierlich Straftatbestände des 16. und 17. Abschnitts des Strafgesetzbuches verwirk-
licht. Außerdem ist die Antifa-Gruppierung für zahlreiche Brandstiftungsdelikte verantwort-
lich und verwirklicht somit kontinuierlich Straftaten des 27. und 28. Abschnitts des Strafge-
setzbuches. Ferner treten die Akteure der sogenannten Antifa-Gruppierung vermummt auf 
Demonstrationen auf, versuchen Demonstrationen politischer Gegner zu stören bzw. zu ver-
hindern, führen dabei teils Waffen und sonstige Gegenstände mit sich, die zur Verletzung 
von Personen oder zur Beschädigung von Sachen bestimmt sind. 

Es ist daher notwendig, dass die Landesregierung sich auch dafür einsetzt, in Brandenburg 
lokal agierende „Antifa“-Organisationen wie die „Emanzipatorische Antifa Potsdam“10 und 
die „Autonome Antifa Cottbus“11 gemäß Ziff. 2 des Antrages zu verbieten und deutschland-
weit flächendeckend gemäß Ziff. 1 ein Verbot von Gruppierungen unter dem gemeinsamen 
Namen „Antifa“ und dem Organisationsbegriff „Antifaschistische Aktion“ vorzunehmen.  

Mit dem Verbot der terroristischen „Antifa“ würde linksideologischer Gewalt unverzüglich ein 
Riegel vorgeschoben werden. Dadurch würden ferner endlich die Parolen und Symbole der 
sogenannten Antifa strafbar sein gemäß § 86a StGB.  

Auch auf internationaler Ebene wurde die sog. Antifa sowohl in den USA, den Niederlanden 
und Ungarn als Terrororganisation eingestuft.12  

 

 
10 Vgl. Internetauftritt „Antifa“ Potsdam, https://www.instagram.com/antifapotsdam/?hl=de, abgerufen am 
13.10.2025.  
11 Vgl. Internetauftritt der „Antifa“ Cottbus, https://x.com/afacottbus, abgerufen am 13.10.2025. 
12 Vgl. Junge-Freiheit v. 22.09.2025 zu „Vorbild USA - Ungarn fordert von der EU Knallhart-Kurs gegen die 
Antifa“, https://jungefreiheit.de/politik/ausland/2025/ungarn-fordert-von-der-eu-knallhart-kurs-gegen-die-an-
tifa/, abgerufen am 13.10.2025. 
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